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Absurdes 
 

Der Kalenderspruch des Tages lautet: „Das Absurde 
hat nur insofern einen Sinn, als man sich nicht mit 
ihm abfindet.“ Albert Camus (1913-1960), französischer 

Schriftsteller und Philosoph. Quelle: Springer Jahreskalender 
 

Die erste Mail des Tages: „Ich bin Frau Maria Elisa-
beth Schaeffler, ich habe beschlossen, Ihnen 

1.000.000,00 Euro auszugeben. Wenn Sie sich an 
meiner Spende beteiligen. Wenn Sie interessiert 
sind, kontaktieren Sie mich für weitere Informatio-
nen.“ Leider sind diese Angebote substanzlos und 

man muss sich mit ihrer Absurdität abfinden. 
 

Ob Bundestag oder Abgeordnetenhaus, die Haus-
haltsberatungen haben begonnen, und eine Spende 
von Frau Schaeffler wird es nicht geben. Natürlich 
muss gespart werden. In den letzten fünfzig Jahren 

habe ich nie etwas anderes gehört, als dass gespart 
werden muss. Einerseits hat Berlin weiterhin 66 Mil-
liarden Schulden (war schon mal weniger), anderer-
seits über vier Milliarden Rücklagen. Schön. Und 
diese Rücklagen sollen im neuen Haushalt für die 

Jahre 2024/2025 verbraucht werden. Wer so hoch 

verschuldet ist, wie Berlin, muss sich keine Sorgen 
mehr machen. Nur eine künstliche Intelligenz könnte 
vielleicht errechnen, wie viele Generationen es 
braucht, um eines Tages wieder schuldenfrei zu sein.  
 

Über die Milliarden, die während der Corona-Pande-
mie wegen Missmanagement verpulvert wurden, 
brauchen wir nicht mehr zu reden. Es herrschte 
Goldgräberstimmung bei allen, die mitverdienten. 
BioNTech versuchte erst gar nicht, das Milliardenge-
schäft zu verschleiern, befindet sich doch der Fir-
mensitz in Mainz „An der Goldgrube 12“.  
 

Die Rüstungsindustrie, weltweit, erlebt einen Gold-
rausch wie lange nicht. Sie kann gar nicht so schnell 

produzieren, wie das Material vor Ort in der Ukraine 
explodiert. Und wenn es, zweifelsohne notwendiger-

weise, um die Landesverteidigung geht, wobei un-
sere Freiheit nicht mehr am Hindukusch, sondern im 
Donbas verteidigt wird, dann müssen Zahlen aufge-
rufen werden, die ein Zeichen setzen. Nicht 89,5, 
sondern natürlich 100 Milliarden. Wirklich absurd ist 
es, diese Summe „Sondervermögen“ zu nennen, 
weiß doch jeder, dass es zusätzliche Schulden sind. 

Damit sich die Zahlen in meinem Haushaltsbuch an-
genehmer lesen, habe ich den Eintrag „Rückzahlung 
Kredit“ umformuliert in „Erstattung Sondervermö-
gen.“ Kein Wunder, wenn sich auch andere an der 
100.000.000.000-Euro-Marke orientieren. Im März 

wurde im Bundestag ein Antrag der Linken debat-
tiert: „100 Milliarden Euro Sondervermögen für Bil-
dung“. „Die Linke argumentiert unter anderem mit 
dem ‚immensen Sanierungsstau in der Bildung‘. Die-
ser habe seine Ursache in der Kompetenzverteilung 
zwischen Bund und Ländern, nach der der Bund nicht 
in den Schul- und Hochschulbau investieren dürfe. 

Die Finanzierung der Bildung müsse daher endlich als 
Gemeinschaftsaufgabe verstanden und als solche im 

Grundgesetz verankert werden, fordern die Linken 
über die Einrichtung eines Sondervermögens hin-
aus.“ „Wer 100 Milliarden Euro Sondervermögen für 
die Bundeswehr aufgelegt hat, muss sich angesichts 

des Zustandes des Bildungssystems fragen lassen, 
warum nicht gleichermaßen 100 Milliarden Euro Son-
dervermögen für Bildung bereitgestellt werden“, 
heißt es weiter. Quelle: Deutscher Bundestag 
 

Die Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft 

(GEW) hat sich der Forderung angeschlossen und 
fordert auch ein 100-Milliarden-Programm für Kitas 
und Schulen: „Bildung ist ein Menschenrecht“. So ein 
Programm ist dringend notwendig, gerade in Bran-
denburg, Berlin und Bremen, die am Ende der Skalen 

aller Bildungsstudien stehen. 
 

Im aktuellen Ländervergleich schneiden Sachsen, 
Bayern und Thüringen am besten ab. Bildungsnot-
stand ist kein Stadtstaatenproblem, denn Hamburg 
liegt auf Platz 4. Dass Sachsen (Platz 1) und Thürin-

gen (Platz 3) die Liste anführen, hat hoffentlich 
nichts damit zu tun, dass dort die AfD stärkste Um-
fragewertepartei ist: Sachsen 33,4 und Thüringen 
32,9 Prozent. SPD, Grüne und FDP (Bundesampel) 
sind fast schon als Splitterparteien zu bezeichnen. 
Wenn es so weiter geht, finden sie sich im Gesamt-
block „Sonstige“ wieder.  
 

Viele junge Menschen in Berlin und anderswo verlas-
sen die Schulen und sind dumm wie Bohnenstroh. 

Nicht einmal die Hauptkompetenzen Schreiben und 
Rechnen sind ausreichend vorhanden. In Gesprä-

chen mit Betrieben, die gern ausbilden möchten, 
höre ich immer wieder die Klagen, dass die mögli-
chen Azubis nicht einmal die Grundvoraussetzungen 
mitbringen, um fehlerfrei ihren Namen unter den 
Vertrag zu setzen. Ja, ein 100-Milliarden-Programm 
für die Bildung ist dringend erforderlich. Es wäre ein 
Zukunftskredit, den die Nutznießer zurückzahlen 

sollten. Nichts ist doch ärgerlicher, als dumm durchs 
Leben zu laufen und auf dem Wahlzettel dort ein 
Kreuz zu machen, wo eine Partei das A als ersten 
Buchstaben hat und man gerade so viel weiß, dass 
dies auch der erste Buchstabe im Alphabet ist. 
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Können Sie sich noch an den Fall „Aiwanger“ erin-
nern? Vielleicht sogar besser als der Chef der Freien 
Wähler Hubert Aiwanger selbst. Der veröffentlichte 
Katalog mit 25 Fragen von Markus Söder an Hu-
bert Aiwanger ist an Banalität, besser Absurdität, 
nicht zu überbieten. An einiges kann er sich nach 35 
Jahren nur unzulänglich erinnern, an anderes recht 

genau.  So ist er sich absolut sicher, nicht selbst das 
antisemitische Flugblatt erstellt zu haben. Und wie 

so oft, ist der Umgang mit einem Vorgang wie diesen 
schlimmer als der Vorwurf selbst. Aiwanger schaltete 
sofort in den Angriffsmodus um und warf den Medien 
eine „Schmutzkampagne“ vor mit der versucht wer-

den sollte, die Grünen in die Landesregierung zu 
bringen. Das wird es in Bayern nicht geben, solange 
Markus Söder dort das Sagen hat.  
 

Entsetzt zeigt sich Aiwanger, „wie mit einem Doku-
ment aus meiner Schulzeit und der Weitergabe von 

Informationen aus dem geschützten Raum Schule 
durch einen Lehrer versucht wird, mich politisch und 
persönlich fertig zu machen.“ Ein „massiver Verstoß 
gegen das Bayerische Dienstrecht“ sei dies. Und na-
türlich behält sich Aiwanger rechtliche Schritte vor. 
 

Henryk M. Broder hat zum „Fall Aiwanger“ einen 
interessanten Artikel in DER WELT am 5. September 
veröffentlicht. „Die Deutschen brauchen von Zeit zu 
Zeit einen Sündenbock, den sie schlachten können, 
um sich ihre eigene immerwährende Rechtschaffen-

heit zu beweisen. Aktuell ist es Hubert Aiwanger. Die 
Unschuldsvermutung gilt schon lange nicht mehr.“  
„Es steht weder fest, dass er das unsägliche Flugblatt 
geschrieben, noch dass er es verteilt hat. Was ihn 
vor allem belastet, so tönt es auf allen Kanälen, ist 
sein amateurhafter ‚Umgang‘ mit der Affäre.“, 
schreibt Broder. Den Artikel fügen wir unserem 

Newsletter bei. 
 

Auswirkungen 
 

Am 8. Oktober wird in Bayern gewählt. Die Auswir-
kungen durch den „Fall Aiwanger“ sind interessant. 
Die neueste Umfrage von heute veröffentlichte die 
Forschungsgruppe Wahlen für das ZDF-Politba-
rometer. Gewinner, gemessen an der Zeit vor der 

Veröffentlichung des Flugblatts durch die Süddeut-
sche Zeitung, sind die Grünen mit plus zwei auf 16 
Prozent, und, wer hätte es gedacht, die Freien 
Wähler mit plus vier auf 16 Prozent. Söders CDU 
verliert drei Punkte auf aktuell 36 Prozent. Die AfD 
verliert zwei Punkte auf 12 Prozent. SPD (9%) und 
FDP (4%) verharren auf ihren Werten. Das Dre-

amteam Söder/Aiwanger wird weitermachen kön-
nen.  

An den Winter denken 
 

Bis einschließlich Dienstag werden 30 Grad und 
Sonne pur vorausgesagt, erst am Mittwoch sinken 

die Temperaturen auf 22 Grad und Regen ist im An-
marsch. Und ausgerechnet heute soll nun das um-
strittene Heizungsgesetz vom Bundestag beschlos-
sen werden, das korrekt „Gebäudeenergiegesetz“ 
heißt. So sinnvoll die Ergebnisse des Gesetzes für 

unsere Umwelt sein mögen, so schlecht ist es kom-
muniziert worden.  
 

Ohne zusätzliche Beratungszeit soll es heute in zwei-
ter und dritter Lesung beschlossen werden. „Das 
bleibt juristisch umstritten.“, meldet das ZDF. Wem 
es draußen zu heiß ist, der kann sich die Debatte im 

Bundestag ab 12:30 Uhr auf Phoenix antun. Ob das 
Gesetz durchgeht und „ob die Reihen geschlossen 
sind, wird sich nach 14 Uhr zeigen.“ „Dann soll die 
namentliche Abstimmung erfolgen. Gegenüber der 
Funke-Mediengruppe äußerte sich der Bundestagsvi-
zepräsident, Wolfgang Kubicki, FDP, am Donners-
tag: ‚Ich habe mich noch nicht final entschieden, wie 

ich abstimmen werde.‘“, heißt es beim ZDF. 
 

Wir erinnern uns, dass der Berliner CDU-Bundes-
tagsabgeordnete Thomas Heilmann bundesweite 
Bekanntheit erlangte, die ihm als Berliner Justizse-

nator verwehrt blieb, als auf seinen Antrag hin das 
Bundesverfassungsgericht die Abstimmung vor der 
Sommerpause stoppte. Möglich, dass das Gesetz er-
neut vor dem obersten Gericht landet.  
 

Im ZDF-Sommerinterview sagte Grünen-Chef Omid 
Nouripour, er habe „noch nie erlebt, dass Gesetze 
vier Monate Streit erstmal brauchen, damit man sie 
überhaupt ins Parlament bringt". Warum wohl? 
Schlecht kommunizierte und nicht hinreichend er-
klärte Gesetze lösen bei den Menschen keine Freude 
aus. Vor allem hat das Robert Habeck erfahren 

müssen. Einst Liebling der Nation im Ranking der 
zehn wichtigsten Politiker nach Sympathie und Leis-
tung, belegt er nur noch Platz sieben, hinter ihm 
Friedrich Merz, Sahra Wagenknecht und Alice 
Weidel. Spitzenreiter sind Boris Pistorius, Olaf 
Scholz und Markus Söder. Im Mittelfeld auf den 

Plätze vier bis sechs, Karl Lauterbach, Christian 
Lindner und Annalena Baerbock. Quelle: Statista 
 

Unsere Außenministerin hatte erneut Ärger mit dem 
ÖPNV. Erst versagte ihr Regierungsflieger, und ges-
tern hat mal wieder irgendein Bodo mit dem Bagger 

zugeschlagen und den Hauptbahnhof in München 
lahmgelegt. Frau Baerbock fuhr mit dem Auto zurück 
nach Berlin.                                                Ed Koch                 
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